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	Kanton Nidwalden, Regierungsrat




	Stans, 10.12.2025



Vernehmlassung zur 
Totalrevision der Kinderbetreuungsgesetzgebung

· Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgesetz, KiBG; NG 764.1)
· Verordnung zum Kinderbetreuungsgesetz (Kinderbetreuungsverordnung, KiBV; NG 764.11)

Fragebogen
	Der Fragebogen kann elektronisch ausgefüllt werden. 
Wir sind Ihnen dankbar, wenn Sie sich für Ihre Stellungnahme an der Struktur dieses Formulars orientieren. Sie erleichtern damit die Auswertung der Vernehmlassung. Herzlichen Dank.


[bookmark: VN][bookmark: Text31]Vernehmlassungsteilnehmer:	     
Allgemeine Bestimmungen
	Art. 1 	Gegenstand, Geltungsbereich
Vom Regelungsbereich dieser Vorlage werden die bewilligungs- und meldepflichtigen Formen der familienergänzenden Betreuung im Vorschulalter erfasst (gemäss Pflegekinderverordnung, PAVO). Dies sind Kitas und die Vermittlungsstelle mit den angeschlossenen Tagesfamilien. Weiter werden Betreuungspersonen aufgenommen, die im Haushalt von Obhutsberechtigten deren Kinder betreuen. 





1. Sind sie einverstanden, dass der Regelungsbereich die familienergänzende Kinderbetreuung im Vorschulalter erfasst (Kitas, Vermittlungsstelle Tagesfamilien und Betreuungspersonen)
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
2. Sind sie einverstanden, dass dieses Gesetz Qualitätsanforderungen für die bewilligungs- und meldepflichtige familienergänzende Kinderbetreuung enthält?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art. 2	Zweck
Das Gesetz bezweckt primär die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung und stärkt den Wirtschaftsstandort Kanton Nidwalden. Dabei soll die Förderung der Entwicklung, Integration und Chancengleichheit für Kinder berücksichtigt werden. Weiter sollen Eltern und Kinder in besonderen Situationen Unterstützung in der Kinderbetreuung erhalten. 





3. Sind Sie mit dem Zweck einverstanden? 
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art. 3 	Normen, Empfehlungen
Das Gesetz richtet sich nach den Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Sozialdirektor/innen (SODK) und Erziehungsdirektor/innen (EDK) sowie des Verbandes Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse). Die Direktion kann weitere Normen und Empfehlungen anerkannter, gesamtschweizerischer Fachverbände und Fachkonferenzen berücksichtigen. 




4. Sind sie einverstanden, dass sich das Gesetz nach schweizerisch anerkannten Normen und Empfehlungen der Regierungskonferenzen und Fachverbände richtet? 
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
Kinderbetreuung
	Art. 8	Aufsicht
Damit der Kanton seine Aufsichtspflicht korrekt und ausreichend wahrnehmen kann, haben die bewilligungs- und meldepflichtigen Betreuungseinrichtungen gewisse Verpflichtungen zu tragen. So haben Kitas und die Vermittlungsstelle im Hinblick auf die Ermittlung der Normtarife die massgebenden Daten wie Betreuungsplätze, Auslastung und dergleichen zu erheben und herauszugeben.




5. Sind Sie einverstanden, dass der Kanton Zugang erhält zu Daten sowie zu Informationen und Auskünfte, die der Ermittlung der Normtarife dienen?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
Beiträge
	[bookmark: _Hlk216869625]Art. 9 bis 11 Kantonsbeiträge 
Der Kanton richtet Grundbeiträge und Förderbeiträge aus im Sinne einer Objektfinanzierung, um die Betreuungsqualität für alle Kinder zu stärken. Pro bewilligter Betreuungsplatz in einer Kita wird der Beitrag von Fr. 3000 pro Jahr ausbezahlt, sofern der Platz zu 80% belegt ist. Weiter können Förderbeiträge zu Qualitätsentwicklungen und Innovationsförderungen zugesprochen werden, die dem Kindeswohl dienen. 
 



6. Sind Sie einverstanden, dass der Kanton pro bewilligten Betreuungsplatz in einer Kita einen Grundbeitrag von Fr. 3000 ausrichtet?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
7. Sind Sie einverstanden, dass der Kanton Förderbeiträge ausrichten kann, die der Qualitätsentwicklung und Innovationsförderung dienen?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art 18	Normtarife
Die Normtarife entsprechen einem mittleren Tarif der Kindertagesstätten und der Vermittlungsstellen. Diese werden differenziert nach Säuglingen (bis 18 Monaten), Kinder sowie Kinder mit besonderen Bedürfnissen. Insbesondere wird damit ein höherer Betreuungsaufwand berücksichtigt. Die Normtarife für Säuglinge und Kinder mit besonderen Bedürfnissen betragen Fr. 145. Die Normtarife für alle anderen Kinder Fr. 128. 



8. Sind Sie einverstanden, dass die Normtarife sich für Kindertagesstätten und Vermittlungsstellen differenzieren nach Säuglingen (bis 18 Monate), Kinder und Kinder mit besonderen Bedürfnissen?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art. 12 bis 17	Gemeindebeiträge 
Die Gemeinden gewähren Obhutsberechtigten auf Gesuch hin Beiträge an die Kosten für die familienergänzende Kinderbetreuung in Kindertagesstätten sowie an die bei der Vermittlungsstelle angeschlossenen Tagesfamilien und Betreuungspersonen. Die Bemessung richtet sich nach der Einkommenssituation der Obhutsberechtigten. Die Beträge sind in der Verordnung zum Kinderbetreuungsgesetz geregelt (§ 8 bis § 11 revKiBV). Die Schwelle, ab wann Gemeindebeiträge linear gesenkt werden, wird erhöht. Die Grenze, ab wann Gemeindebeiträge wegfallen, wird ebenfalls erhöht. Weiter wird differenziert zwischen Haushaltungen mit alleinerziehenden Personen und Mehrpersonenhaushaltungen. 



9. Sind Sie einverstanden, dass die Gemeinden Beiträge gestützt auf das massgebliche Einkommen des Haushaltes der Obhutsberechtigten ausrichtet, das sich aus dem steuerbaren Einkommen zuzüglich 10% ihres steuerbaren Vermögens zusammensetzt (wie bisher)?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
10. Sind Sie einverstanden, dass die Gemeinden bei alleinerziehenden Personen bis zu einem massgebenden Einkommen von Fr. 32'000 die massgebenden Kosten zu 100% übernimmt?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
11. Sind Sie einverstanden, dass die Gemeinden bei Mehrpersonenhaushaltungen bis zu einem massgebenden Einkommen von Fr. 38'000 die massgebenden Kosten zu 100% übernimmt?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
12. Sind Sie einverstanden, dass die Gemeinden bei einem massgebenden Einkommen von über Fr. 99'000 keine Kosten mehr übernimmt?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art. 19	Selbstbehalt
Obhutsberechtigte haben unabhängig ihres massgebenden Einkommens für Angebote der Kinderbetreuung je Kind und Tag einen Beitrag an die Betreuungskosten zu entrichten. Dieser beträgt Fr. 15 je Betreuungstag in einer Kita oder Fr. 1.50 je betreute Stunde in einer Tagesfamilie. 



13. Sind Sie einverstanden, dass für Angebote der Kinderbetreuung ein Selbstbehalt von Fr. 15 pro Kind/Tag in einer Kita und von Fr. 1.50 pro Stunde in einer Tagesfamilie angerechnet wird?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	Art 20 	Geschwisterbonus 
Nutzen mehrere Kinder gleichzeitig ein Betreuungsangebot, wird den Obhutsberechtigten ein Geschwisterbonus gewährt. Es erhöht sich der Gemeindebeitrag um 30% für das Geschwister. 



14. Sind Sie einverstanden, dass ein Geschwisterbonus eingeführt wird im Umfang von 30%?
|_|  ja	|_|  nein	|_|  Enthaltung
Bemerkungen:	     
	
Weitere Bemerkungen 



15. Weitere allgemeine Bemerkungen

     



16. Stellungnahme zu einzelnen Artikeln
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Bitte schicken Sie den ausgefüllten Fragebogen bis spätestens Donnerstag, 30. April 2026 
in elektronischer Form (PDF) an: 
staatskanzlei@nw.ch
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